
BUNDESGERICHTSHOF

III ZR 183/83 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

Nazim CflHHBL Postmeister-SflHMk-Weg 0,

Kläger und Revisionskläger, 

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. H U B  -

g e g e n

1. Gerhard B 0 H BB (während des Revisionsverfahrens am
17. November 1984 verstorben, S t | M H l f l i ,

2. Erika B f l B I

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Prof. Dr.
und Dr. I B M  -
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die Rich­
ter Dr. Tidow, Kroner, Dr. Engelhardt und Dr. Werp

am 28. Februar 1985

gemäß § 554 b Abs. 1 ZPO

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 11. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Hamm vom 19. Oktober 1983 - 11 U 213/82 - 
wird nicht angenommen.

Der Kläger trägt die Kosten des Revisions­
verfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 49.127,22 DM

G r ü n  d e :

Die Rechtssache hat keine grundsätzliche Bedeutung 
(§ 554 b ZPO). Die sich bei der Anwendung des § 164 BGB 
ergebenden Rechtsfragen sind in der Rechtsprechung geklärt 
und bedürfen anläßlich des Streitfalls keiner Fortentwick­
lung durch den Bundesgerichtshof.

Die Revision verspricht auch im Endergebnis keinen 
Erfolg (BVerfGE 54, 277).
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1. Das Berufungsgericht hat dem Kläger jedenfalls
im Ergebnis zutreffend die 3eweislast dafür aufgebürdet, 
daß "Empfänger der Zahlungen" nicht die GmbH, sondern 
die beiden Beklagten persönlich oder jedenfalls einer 
von ihnen waren.

Der Revision ist allerdings zuzugeben, daß auch 
bei Abschluß eines Darlehensvertrages im Rahmen des 
§ 164 BGB grundsätzlich derjenige die Beweislast trägt, 
der behauptet, dabei nicht im eigenen Namen, sondern 
als Vertreter eines Dritten gehandelt zu haben (Senats­
urteil vom 27. Januar 1975 - III ZR 117/72 = LM BGB 
§ 164 Nr. 37 = NJW 1975, 775; vgl. auch Senatsurteil 
vom 28. Oktober 1982 - III ZR 128/81 = LM 3GB § 607 
Nr. 54 = NJW 1983, 931). Wer im fremden Namen handelt, 
muß dies erkennbar zum Ausdruck bringen. Das Gesetz 
rechnet ihm sonst eine von ihm abgegebene rechtsgeschäft­
liche Willenserklärung als Erklärung im eigenen Namen zu 
(§ 164 Abs. 1 und 2 BGB). Nach der gesetzlichen Regelung 
wird er in diesem Fall selbst als Geschäftspartner be­
handelt. Der Verhandelnde trägt also die Beweislast dafür, 
daß er entgegen dem gesetzlichen Regelfall nicht im eigenen 
Namen gehandelt hat (Senatsurteil vom 27. Januar 1975 aaO; 
BGH Urteil vom 24. Februar 1 9 5 3 - 1  ZR 98/52 = LM ZPO 
§ 517 Nr. 1).

Es kann auf sich beruhen, ob das Berufungsgericht 
diese vertretungsrechtlichen Grundsätze verkannt hat.
Die streitigen Geldbeträge waren nach dem eigenen Vor­
bringen des Klägers für den Ausbau und den Betrieb 
einer Gaststätte in Wattenscheid bestimmt, die unstrei­
tig von der GmbH betrieben wurde, die nach den Feststei-
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lungen des Berufungsgerichts auch das Lebensmittelge­
schäft in Ahlen führte, an dem der Kläger beteiligt war. 
Unter diesen Umständen greifen die Grundsätze ein, die 
der Bundesgerichtshof hinsichtlich der Beweislast bei 
betriebsbezogenen Geschäften aufgestellt hat: Der vertre­
tungsrechtliche Grundsatz, daß mangels Erkennbarkeit des 
Vertretungswillens das Geschäft mit dem Vertreter zustande 
kommt (§ 164 Abs. 1 und 2 BGB), kommt hier nicht zum Zuge. 
Ergeben vielmehr die Umstände, daß ein Dritter Vertrags­
partner sein soll, so kommt der Vertrag mit dem Dritten 
zustande. Die Tatsache, daß ein Geschäft unternehmensbe­
zogen ist, spricht im Zweifel dafür, daß mit dem Inhaber 
des jeweiligen Unternehmens abgeschlossen wird (vgl. 3GHZ 
62, 216, 220/221; 64, 11, 15; BGH Urteile vom 27. April 1983 
- VIII ZR 328/81 = LM BGB § 164 Nr. 47 = NJW 1983, 1844 
und vom 12. Dezember 1983 - II ZR 238/82 = NJW 1984, 1347, 
1348).

So liegt es hier. Das Berufungsgericht hat im ein­
zelnen die Umstände angeführt, aus denen sich ergab, daß 
die streitige Kreditaufnahme objektiv in den Bereich nicht 
der Beklagten persönlich, sondern der GmbH als der Betrei- 
berih der Gaststätte in w H H H H I H l  fiel. Die Annahme des 
Berufungsgerichts, es sei demgegenüber Sache des Klägers 
gewesen, den Nachweis zu erbringen, daß er die Zahlungen 
darlehensweise an die Beklagten persönlich geleistet habe, 
ist somit frei von Rechtsirrtum.

2. Das Berufungsgericht hat den dem Kläger obliegenden
Nachweis unter Berücksichtigung des gesamten Inhalts der 
Verhandlungen sowie des Ergebnisses der durchgeführten Be­
weisaufnahme als nicht erbracht angesehen. Das ist aus 
Rechtsgründen nicht zu beanstanden.



3. Einen Anspruch des Klägers aus § 11 Abs. 2 GmbHG 
hat das Berufungsgericht unter Hinweis auf das Urteil des 
Bundesgerichtshofs vom 13. Juni 1977 - II ZR 232/75 = 3GH2 
69, 95, 103/104 = NJW 1977, 1683 verneint. Das wird von 
der Revision nicht angegriffen und begegnet auch keinen 
rechtlichen Bedenken (vgl. BGHZ 80, 129, 134 ff. und 182, 
185 = LM GmbHG § 11 Nr. 30 a und Nr. 30 b mit Anm. Fleck).

4. Auch im übrigen enthält das angefochtene Urteil 
keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Klägers.

Krohn Tidow Kroner

Engelhardt Werp
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